
Entscheidungen anderer Gerichte
Strafrecht

§ 222 StGB.
Leiter eines Betriebes, in dem gefährliche Arbeiten 

ausgeführt werden, sind zu erhöhter Sorgfalt bei der 
Beachtung von Arbeitsschutzbestimmungen verpflichtet. 
Sie haben insbesondere eingehende Belehrungen aller 
Beschäftigten auf der Grundlage der gesetzlichen Be­
stimmungen durchzuführen.

BG Cottbus, Urt. vom 26. Mai 1954 — 3 NDs 84/54.
Der Angeklagte ist von der Strafkammer des Kreisgerichts 

am 7. Mai 1954 von der Anklage der fahrlässigen Tötung gemäß 
§ 222 StGB in Verbindung mit der Arbeitsschutzbestimmung 
Nr. 331 freigesprochen worden.

Nach den Feststellungen des Urteils erhielt der Angeklagte, 
ein selbständiger Maurermeister, im November 1953 von dem 
VEB W. den Auftrag, einen Schornstein der Brikettfabrik zu 
überprüfen und instand zu setzen. Als Aufsichtsperson wurde 
für die Durchführung der Arbeiten vom Betrieb des Angeklag­
ten der tötlich verunglückte Paul B. eingesetzt.

Am 25. November 1953, dem Tage des Unfalls, waren die 
Aufrüstungsarbeiten am Schornstein bis zu einer Höhe von etwa 
18 Metern vorgeschritten. Während des Umrüstens löste sich 
ein Teil des Gerüstes und der Verunglückte stürzte in die Tiefe. 
Die erheblichen Verletzungen führten am 26. November 1953 
zu seinem Tod.

Durch das Gutachten der Sachverständigen wurde festgestellt, 
daß die sicherheitstechnischen Bestimmungen keine Anwen­
dung gefunden flatten und die allgemeinen Regeln der Bau­
kunst nicht beachtet worden waren. Da die Vorschrift DIN 4420 
dem Angeklagten vor dem Unfall nicht bekannt war und der 
Verunglückte Vorsichtsmaßnahmen durch Anseilen und Sicher­
heitsgürtel nicht vorgenommen hatte, wurde der Angeklagte 
von der Strafkammer freigesprochen.

Gegen dieses Urteil hat die Staatsanwaltschaft Protest ein­
gelegt, mit dem sie die unrichtige Feststellung des Sachverhalts 
und Nichtanwendung der Strafbestimmungen rügt.

Aus den G r ü n d e n :
Der Protest ist 'begründet.
In ihm wird ausgeführt, daß die Strafkammer auf 

Grund der festgestellten Nichtanwendung der Sicher­
heitsmaßnahmen durch den Verunglückten unrichtiger­
weise zu einem Freispruch gekommen sei; die Ursache 
des Unfalles sei in Wirklichkeit in der nicht vor­
schriftsmäßigen Anf ertigung der Konsolbaken izu sehen.

Das Urteil der ersten Instanz und die Einlassungen 
des Angeklagten vor der Strafkammer und dem Senat 
gehen davon aus, daß allein die §§ 115 bis 120 der 
Arbeitsschutzbestimmung (ASB) Nr. 331 vom 13. Ja­
nuar 1953 für den Betrieb des Angeklagten zuständig 
seien. Dies wird damit begründet, daß die übrigen 
Bestimmungen dieser Vorschrift fast ausschließlich für 
andere 'Gewerbezweige bestimmt seien. Außerdem habe 
er dies aus der Überschrift des § 115 entnommen.

Dieser Ansicht ist nicht beizutreten. Die ASB 331 
regelt den Arbeitsschutz im Hochbau, Tiefbau und 
Baunebengewerbe. Sie ist jedoch nicht so unterteilt, 
daß abschnittsweise der Arbeitsschutz für diese einzel­
nen Gewertoearten in der Vorschrift zusammengefaßt 
ist. Die Vorschrift läßt deutlich erkennen, daß in den 
ersten Paragraphen allgemein für alle drei Gewerbe­
arten verbindliche Arbeitsschutzbestimmungen aufge­
führt sind, die von den Gewerbearten entsprechend 
zu beachten sind. Der § 43 der ASB 331 läßt zudem 
aus seiner Überschrift unschwer erkennen, daß es sich 
um eine allgemein verbindliche Anweisung für den Bau 
von Gerüsten handelt, die im Gegensatz zu den folgen­
den §§ 45 bis 77 in jedem Falle beachtet werden muß. 
Daraus ergibt sich zugleich, daß der Angeklagte die 
Regeln der Baukunst — entsprechend der Vorschrift 
DIN 4420 —, wie dies im § 43 der ASB 331 entgegen 
den Feststellungen des Urteils des Kreisgerichts fest- 
gehalten ist, zu beachten hatte.

Wenn das Urteil der Strafkammer zur Begründung 
des Freispruchs unter anderem feststellt, daß sich die 
Arbeitsschutzinspektion beim Rat des Kreises selbst 
erst nach dem Unfall mit der Vorschrift (gemeint ist 
die Vorschrift DIN 4420) vertraut machte, so stellt 
diese Tatsache unzweifelhaft einen Mangel in der 
Arbeitsweise einer verantwortlichen staatlichen Dienst­

stelle für den Arbeitsschutz dar, der jedoch anderer­
seits nicht als entlastend für den Angeklagten und die 
Beurteilung seines Verhaltens als verantwortlicher Be­
triebsleiter herangezogen werden kann.

Der Angeklagte leitet einen Betrieb, in welchem 
Arbeiten auszuführen sind, die weit gefährlicher sind 
als die vieler anderer Betriebe. Jede Nichtbeachtung 
einer Arbeitsschutzbestimmung bzw. die geringste Un­
achtsamkeit muß bei diesem Gewerbe mit großer 
Wahrscheinlichkeit zum Tode der mit der Arbeit be­
auftragten Personen führen. Deshalb ist es notwendig, 
daß die Betriebsleiter eines solchen Gewerbebetriebes, 
die entsprechend dem Gesetz der Arbeit (§§ 41, 43) für 
die Einhaltung der Arbeitsschutzbestimmungen ver­
antwortlich sind, laufend intensive Belehrungen vor­
nehmen, die nicht nur den Charakter allgemeiner Hin­
weise zu tragen haben, sondern die gesetzlichen Be­
stimmungen zur Grundlage haben müssen (ASB 331). 
In dieser Hinsicht hat der Angeklagte die Durchfüh­
rung einer Reihe von Schutzmaßnahmen durch Vor­
lage von Protokollen unter Beweis gestellt. Dabei 
bleibt jedoch zu erkennen, daß sich das Protokoll 
lediglich auf die Durchführung einer Versammlung 
über Arbeitsschutz bezieht, die vor dem Tage des Un­
falles im Betriebe des Vaters des Angeklagten erfolgte.

Entscheidend für die Beurteilung der Ursachen des 
Unfalles und der Frage der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit des Angeklagten ist die Nichtbeachtung 
der Arbeitsschutzbestimmung 331, insbesondere des 
§ 43, der hinsichtlich der Ingebrauchnahme vorschrifts­
mäßiger Gerüste usw. auf die Vorschrift DIN 4420 hin­
weist, sowie die Nichtbeachtung des § 73 der ASB 331.

In der Vorschrift DIN 4420 ist die Herstellung der 
Gerüste und anderer Arbeitsmittel nach den Regeln 
der Baukunst festgelegt. Durch die Nichtbeachtung 
dieser Vorschriften ist es zur Verwendung eines Auf­
hängehakens am Konsolgerüst gekommen, der in seinen 
Abmessungen nicht den gesetzlichen Mindestanforde­
rungen (siehe Arbeitsschutzbestimmung 1, GBL 1952
S. 691) entsprach und in seiner Ausführung zur An­
bringung an die Schomsteinringe entgegen den Vor­
schriften des § 120 der ASB 331 verleiten mußte. 
Diese Anbringung ist, wie sich aus den Abbildungen 
vom Unfallort ergibt, erfolgt. Wären vorschriftsmäßige 
Haken in einer Breite von 45 mm und in einer Stärke 
von 8 mm ohne Zuspitzung verwendet worden, so hätte 
dies die Anbringung des .Gerüstkonsols an den Schorn­
steinringen von vornherein ausgeschlossen.

Für die Beurteilung der Kausalität ist somit festzu­
stellen, daß die Ursache für den eingetretenen Unfall 
allein in der unvorschriftsmäßigen Verwendung eines 
unvorschriftsmäßigen Aufhängehakens zu sehen ist. 
Die Schuld des Angeklagten besteht darin, daß den 
Arbeitern des Betriebes ein Gerüstkonsol mit unvor­
schriftsmäßigen Aufhängehaken zur Durchführung der 
Bauarbeiten übergeben wurde und zur Verwendung 
kam.

Das Kreisgericht wird in der erneuten Hauptver­
handlung unter Beachtung obiger Feststellungen den 
Sachverhalt erneut zu überprüfen haben. Bei einer 
Verurteilung wird dem Antrag der Staatsanwaltschaft 
in der ersten Hauptverhandlung vor dem Kreisgericht 
hinsichtlich der Freiheitsstrafe gefolgt werden können. 
Ein Berufsverbot ist nicht auszusprechen. ✓

§§ 259, 260, 51 Abs. 1 StGB.
Kann Hehlerei an gestohlenen Gegenständen be­

gangen werden, wenn die Vortat infolge Zurechnungs­
unfähigkeit des Täters keine strafbare Handlung dar­
stellt?

JKG, Urt. vom 23. Februar 1954 — Ust III 19/54.
Durch Urteil des Stadtgerichts vom 21. Januar 1954 sind die 

Angeklagten wegen gewerbsmäßiger Hehlerei nach §§ 259, 260 
StGB, und zwar der Angeklagte Z. zu einer Zuchthausstrafe 
von einem Jahr drei Monaten und der Angeklagte P. zu einer 
Zuchthausstrafe von einem Jahr und einem Monat verurteilt 
worden.

Dem Urteil liegt folgender Sachverhalt zugrunde:
Der in dem gleichen Verfahren wegen Zurechnungsunfähig­

keit freigesprochene frühere Mitangeklagte W. hat in der Zeit 
von Ende 1952 bis Juli 1953 in verschiedenen Geschäften der 
Handelsorganisation Textilien entwendet und an einen be­
stimmten Personenkreis weitergegeben mit dem Auftrag, sie 
für ihn zu verkaufen. Zu diesem Personenkreis gehören auch 
die Angeklagten Z. und P. Der Angeklagte Z. hat für W.
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